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Länder ift in erſter Linie zur Handhabung der Geſundheitspolizei die 
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ſelbe innerhalb der dem Gottesdienſte gewidmeten Räume ſtattfinde. — Auch gebrachten Findlinge, Taubſtummen ꝛc., ſowie die Ueberwachung der 


unanſtändiges Betragen während des Abholens des Verſtorbenen aus dem 
Sterbehauſe zur Kirche iſt nach $ 303 St. G. zu beurtheilen. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


— — 


Sind in Ermangelung einer ansdrücklichen landesgeſetzlichen 

Beſtimmung bezüglich der Verpflichtung der Gemeinden zur 

Beſtellung von Gemeindeärzten die politiſchen Behörden zur 

zwangsweiſen Aufſtellung eines Arztes für die Beſorgung des 

Sanitätsdienſtes in einer Gemeinde auf Koſten derſelben 
berechtigt? 


Ein in mehreren Ländern der Monarchie vernachläſſigtes Gebiet 
iſt das der Beſorgung des Sanitätsdienſtes in den Ortsgemeinden. 

Landesgeſetzliche Beſtimmungen darüber, daß eine jede Gemeinde 
für ſich allein oder im Vereine mit anderen Gemeinden zur Handhabung 
der Geſundheitspolizei einen Arzt (Gemeindearzt) zur Verfügung haben 
müſſe, ſowie über die Modalitäten der Beſtellung und Entlohnung des⸗ 
ſelben ſind nur in einzelnen Ländern feſtgeſetzt worden, während in 
der Mehrzahl derſelben ſolche Beſtimmungen leider noch vermißt werden. 
Einem ſolchen Mangel darf jedoch unſerer Anſchauung nach noch nicht 
der Schluß entfließen, daß die politiſchen Behörden überhaupt auf Grund 
des Geſetzes nicht befugt wären, die Gemeinden zur Ernennung, reſpective 
zur zwangsweiſen Beſtellung eines Arztes behufs Beſorgung des Sanitäts⸗ 
dienſtes auf Koſten der Letzteren zu verhalten. 

Wir glauben, nachweiſen zu können, daß in ſonſtigen geſetzlichen 
Vorſchriften ein genügender Anhaltspunkt für die Berechtigung der poli⸗ 
tiſchen Behörden zur zwangsweiſen Aufſtellung des Arztes auch in jenen 
Kronländern, in welchen eine diesbezügliche landesgeſetzliche Normirung 
fehlt, zu finden iſt. 


Pflege dieſer Perſonen. 

d) Die Errichtung, Inſtandhaltung und Ueberwachung der Leichen⸗ 
kammern und Begräbnißplätze. 

e) Die ſanitätspolizeiliche Ueberwachung der Viehmärkte und Vieh⸗ 
triebe ꝛc. 

Es frägt ſich nun vor Allem, ob die Gemeindevorſtehung ohne 
Hilfe eines techniſchen Beirathes in der Lage ſein kann, alle dieſe Auf⸗ 
gaben genau zu erfüllen. 

Ein Jeder, der in die Verhältniſſe unſerer Gemeinden, beſonders 
aber der Landgemeinden eingeweiht iſt, wird uns zugeſtehen müſſen, 
daß eine nur halbwegs befriedigende Löſung dieſer Aufgaben durch den 
Gemeindevorſtand allein im Bereiche der Unmöglichkeit liegt, insbeſondere 
wenn es ſich um die Erreichbarkeit der nöthigen Hilfe bei Erkrankungen 
und Entbindungen, ſowie um Rettungsmittel bei plötzlichen Lebens⸗ 
gefahren ꝛc. handelt. 

Wenn das Geſetz die Forderung ſtellt, daß man dem Kranken 
die ſeinem Uebel entſprechende nöthige Hilfe angedeihen laſſen muß, fo 
ſchreibt es hiemit implicite vor, daß auch die Möglichkeit geſchaffen 
werde, dieſe nöthige Hilfe dem Kranken wirklich und zu jeder Zeit 
zuführen zu können. Als dieſer Forderung entſprechend kann es nicht 
angeſehen werden, wenn, wie beiſpielsweiſe bei plötzlichen Lebensgefahren, 
bei denen eine ſofortige ärztliche Hilfe dringend nothwendig iſt, der 
Kranke bei oft großen Entfernungen vom Standorte eines Arztes ohne 
die momentan nöthige Hilfe belaſſen werden muß. 

Das Reichsgeſetz vom 30. April 1870, R. G. Bl. Nr. 68, 
weiſt in den SS 1 und 2 der Staatsverwaltung die Oberaufſicht über 
das geſammte Sanitätsweſen, ſowie die Ueberwachung der Handhabung 
der polizeilichen Vorſchriften in verſchiedenen Gebieten der Sanität zu, 
d. i. es verleiht der Staatsverwaltung das Recht, Gemeinden, welche 
in der Erfüllung der ihnen obliegenden ſanitätspolizeilichen Verpflich⸗ 


tungen ſäumig ſind, mit Zwangsmaßregeln dazu zu verhalten. Falls 


alſo eine Gemeinde (oder ein Verein von Gemeinden) der ergangenen 


Nach dem auf den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Gemeinde Aufforderung der politiſchen Behörde, zur Beſtellung eines Arztes zu 
ſich beziehenden Paragraphen der Gemeindeordnungen der einzelnen! ſchreiten, nicht nachkommt, iſt es nicht blos ein Recht, ſondern ſogar 


eine Pflicht dieſer Behörde, den Arzt auf Koſten der ſich weigernden 
Gemeinde aufzuſtellen. 

Ueber die Berechtigung der politiſchen Behörden zur Erlaſſung 
jener Aufforderung auf Grund des ihnen zuſtehenden Ueberwachungs⸗ 
und Oberaufſichtsrechtes wird wohl von keiner Seite irgend ein Zweifel 
erhoben werden, denn ſonſt müßte man der Staatsverwaltung die ihr 
geſetzlich zukommende Oberauſſicht über das Sanitätsweſen rundweg 
abſprechen. Die Befugniß der Staatsverwaltung aber zur bloßen Auf⸗ 
forderung und nicht zugleich auch zur zwangsweiſen Aufitellung des 
Arztes wäre ein Widerſinn, welcher gewiß nicht in der Intention des 
Geſetzgebers gelegen ſein kann. Was für einen Werth hätte denn das 
der Staatsverwaltung eingeräumte Oberaufſichtsrecht, wenn dieſelbe nicht 
zugleich mit der Macht ausgeſtattet ſein ſollte, ihre in Folge wahr⸗ 
genommener Gebrechen in der Beſorgung des Sanitätsdienftes ertheilten 
Aufträge in Vollzug bringen zu können? Eine derartige Interpretirung 
des Verhältniſſes des Oberaufſichts⸗ und Ueberwachungsrechtes zu dem 
directen Verfügungsrechte müßte die den politiſchen Behörden vorbehaltene 
Oberauſſicht und Ueberwachung völlig unwirkſam und illuſoriſch machen. 

Uebrigens wird unſere Anſchauung erhärtet durch die Beſtimmung 
des § 11 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 145, über die Ausübung der Regierungs⸗ und Vollzugsgewalt, 
wonach die Staatsbehörden innerhalb ihres amtlichen Wirkungskreiſes 
befugt ſind, auf Grund der Geſetze Verordnungen zu erlaſſen, Befehle 
zu ertheilen und ſowohl die Beobachtungen dieſer letzteren als der 
geſetzlichen Anordnungen ſelbſt gegenüber den hiezu Verpflichteten zu 
erzwingen. 

Wenn nun auf Grundlage des der Staatsverwaltung nach § 1 
des Sanitätsgeſetzes zuſtehenden Oberaufſichtsrechtes die politiſchen Behör⸗ 
den zur Erlaſſung der Aufforderung zur Beſtellung des Gemeindearztes 
befugt ſind, ſo können dieſelben zweifelsohne auf Grund der obigen 
ſtaatsgrundgeſetzlichen Beſtimmung erforderlichenfalls die Beſtellung des 
Arztes auch erzwingen. Dieſe Erzwingung kann aber auch auf Grund 
der Beſtimmungen der Gemeindeordnungen, wonach die politiſchen Bezirks⸗ 
behörden, wenn der Gemeindeausſchuß es unterläßt oder verweigert, die 
der Gemeinde geſetzlich obliegenden Leiſtungen und Verpflichtungen zu 
erfüllen, auf Koſten und Gefahr der Gemeinde die erforderliche Abhilfe 
zu treffen haben, bewerkſtelligt werden. Die Verpflichtung der Gemeinde, 
der geſchehenen Aufforderung Folge zu leiſten, muß als eine „geſetzliche“ 
angeſehen werden, da die Aufforderung eben auf Grund des den poli⸗ 
tiſchen Behörden durch ein Geſetz vorbehaltenen Oberaufſichtsrechtes 
erlaſſen wurde. 

Auf dieſe geſetzlichen Grundlagen geſtützt, hätte nun die politiſche 
Bezirksbehörde den Gemeindearzt auf Koſten der ſich weigernden Gemeinde 
aufzuſtellen, welcher als ſolcher ſolange zu fungiren hätte, bis nicht von 
Seite der Gemeinde ſelbſt die Beſtellung eines Arztes erfolgt. 

Durch dieſe zwangsweiſe Aufſtellung wird die der Gemeinde 
gewährleiſtete freie Bewegung nicht im mindeſten beeinträchtigt. Dadurch 
wird ihr der Weg nicht verſperrt, ſich zu jeder beliebigen Zeit nach 
eigenem Ermeſſen einen Arzt zu wählen. Die Beſtellung durch die 
politiſche Behörde kann nur als eine proviſoriſche Maßregel zur Beſei⸗ 
tigung eines anormalen, Abhilſe erheiſchenden Zuſtandes betrachtet werden, 
welche durchaus nicht einer Einſchränkung oder Verkürzung der autonomen 
Rechte der Gemeinde gleichzuachten iſt. 


Durch den auf den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Gemeinden 


ſich beziehenden Paragraph der Gemeindeordnungen, nach welchem die 
Gemeinde nur mit Beobachtung der beſtehenden „Reichs⸗ und Landes⸗ 
geſetze“ die in den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis fallenden Angelegen⸗ 
heiten nach freier Selbſtbeftimmung anordnen und verfügen kann, wird 
nämlich dieſe freie Selbſtbeſtimmung eingeſchränkt, indem die Gemeinde 
bei ihren Verfügungen jene Grenzen nicht überſchreiten darf, welche 
ihrer freien Bewegung durch poſitive Geſetze gezogen worden ſind. Eine 
derartige einfchränfende Beſtimmung liegt nun eben in dem § 1 des 
Sanitätsgeſetzes, durch welchen der politiſchen Behörde die Oberauſſicht 
über das geſammte Sanitätsweſen übertragen wurde. Trifft alſo das 
Verwaltungsorgan der Gemeinde die Verfügung, der ergangenen Auffor⸗ 
derung zur Aufnahme des Arztes keine Folge zu leiſten, ſo hat es 
dadurch unzweifelhaft die Grenzen überſchritten, welche jener Selbſt⸗ 
beſtimmung durch das Oberauſſichts⸗ und Ueberwachungsrecht der Staats⸗ 
verwaltung gezogen worden ſind. Bei dem Umſtande alſo, daß der 
Gemeinde das Recht, ſich zu jeder Zeit nach eigenem Ermeſſen den 
Arzt zu beſtellen, auf keine Art benommen wird, glauben wir den 
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Pflichten und die Androhung einer Geldſtrafe unbegründet 


Beweis erbracht zu haben, daß die Aufſtellung des Arztes durch die 
Bezirkshauptmannſchaft auf Koſten der Gemeinde auch einen Eingriff 
in die autonomen Rechte der Gemeinde nicht involvirt, und daß die 
Staatsverwaltung im Falle der erkannten Nothwendigkeit zu einer ſolchen 
Verfügung nicht blos berechtigt, ſondern auch verpflichtet iſt. Und wenn 
etwa eingewendet wird, die Gemeinden könnten die Laſten der Beſtellung 
von Gemeindeärzten nicht erſchwingen, ſo dürfte dieſer Einwendung durch 
den Hinweis auf die gemeinſchaftlichen Gemeindeärzte für den Sanitäts⸗ 
ſprengel mehrerer, die Koften desſelben gemeinſchaftlich beſtreitender 
Gemeinden, wie ſie nach den Landesgeſetzen zur Organiſirung des 
Sanitätsdienſtes in den Gemeinden Iſtriens und Dalmatiens bereits 
beſtehen, wohl wirkſam begegnet werden können. A. Lasciac 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Eingreifen der politiſchen Bezirksbehörde behufs Veranlaſſung 
der rechtzeitigen Vornahme der Neuwahlen nach Ablauf der 
Wahlperiode einer Gemeindevertretung. 


Die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in K. hat mit den an den 
dortigen Gemeindevorſtand gerichteten Erläſſen vom 8. März und 
1. April 1886, 38. 2003 und 3183, im Hinblicke auf den Umſtand, 
daß der beſtehende Gemeinderath im März 1883 gewählt worden iſt 
und ſomit die dreijährige Wahlperiode zu Ende geht, denſelben aufgefordert, 
die Vorbereitungsarbeiten zur neuen Wahl, welche mit Rückſicht auf die 
beſtehende Geſetzvorſchrift ſchon im Jänner in Angriff zu nehmen waren, 
ehethunlichſt anzuordnen und durchzuführen. 

Da dieſe Aufträge erfolglos blieben, hat die Bezirkshauptmannſchaft 
mit dem Erlaſſe vom 24. Mai 1886, 3. 5047, und mit Bezug auf die 
vorerwähnten Erläſſe den Gemeindevorſteher unter Ausſtellung der 
Pflichtverſäumniß und bei Androhung einer Geldſtrafe von 10 fl. im 
Sinne des § 108 Gem. O. ) aufgefordert, die Auflegung des Wähler⸗ 
verzeichniſſes und der Wählerliſten ſpäteſtens bis 1. Juni anzuordnen. 
Gegen dieſen Erlaß hat der Gemeindevorſteher Modeſt H. einer 
Recurs an die Statthalterei eingebracht, in welchem er um die Behebung 
desſelben bat, und zwar aus dem Grunde, weil die Ingerenz der 
Bezirkshauptmannſchaft behufs Betreibung der Vorbereitungsarbeiten, 
ſowie die dem Recurrenten ausſtellig bemerkte Vernachläſſigung ſeiner 
ſeien, zumal 
der zur jener Zeit fungirende Gemeindevorſtand im Auguſt 1883 die 
Angelobung geleiſtet hatte, ſomit die beſtehende Wahlperiode noch nicht 
zu Ende geweſen war. 

Die Statthalterei hat mit der Entſcheidung vom 2. September 
1886, 3. 66.346, dem Recurſe keine Folge gegeben mit der 
Bemerkung, „daß, nachdem laut $ 18 der Gem. W. O. die politiſche 
Bezirksbehörde darüber zu wachen verpflichtet iſt, daß die Vorbereitungen 
zur Wahl derart rechtzeitig getroffen werden, damit mit Ablauf der 
Wahlperiode die neue Gemeindevertretung ihre Wirkſamkeit beginnen 
könne, unzweifelhaft der erwähnten Behörde das Recht zuſteht, in den 
mit geſetzlichen Vorſchriften normirten Grenzen Maßregeln zu treffen, 
die den obigen Zweck zum Gegenſtande haben.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung brachte Modeſt H. den Minifterialvecurs 
ein, in welchem er unter Anführung der früheren Beſchwerdemomente 
im Schlußpetit die Bitte ſtellt, das Miniſterium möge principiell 
aussprechen, daß die Wahlperiode erſt mit der Conſtituirung der Gemeinde⸗ 
vertretung ihren Anfang nimmt, daß folglich ſeitens des Recurrenten 
keine Vernachläſſigung ſeiner Pflichten betreffend die Vorbereitungen zu 
den neuen Wahlen ſtattgefunden hat; ſchließlich daß alle Rügen und 
Androhungen ſeitens der Bezirksbehörde ungegründet waren. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat am 1. März 1887, 
ad Nr. 19.853, wie folgt entſchieden: 

„Das k. k. Miniſterium des Innern findet dem Recurſe des 
Modeſt H. gegen die Statthaltereientſcheidung vom 2. September 1886, 
3. 56.346, im Hinblicke auf die Beſtimmungen des 8 18 Gem. W. O. 
keine Folge zu geben, zumal der recurrirende Gemeindevorſtand gegen 
die erwähnten Erläſſe der Bezirkshauptmannſchaft vom 8. März und 
hi April 1886, 33. 2003 und 3183, in geſetzlicher Friſt ſich nicht 


| *) Die Citate aus der Gem. O. und Gem. W. O. beziehen ſich auf die 
betreffenden Geſetze für Galizien. . 


beſchwert hat, die angefochtene Entſcheidung ſomit als Ausführung einer 
rechtskräftigen Verfügung ſich darſtellte. Demzufolge und mit Rücklicht 
auf den Umſtand, daß die Behörden zu einer principiellen Geſetzes⸗ 
interpretation nicht beruſen ſind, wird auch dem vom Recurrenten 
geſtellten Vegehren um den Ausſpruch rückſichtlich der principiellen 
Frage, wie der Ablauf der Wahlperiode zu berechnen ſei, keine 
Folge gegeben.“ r. 


Zum Begriffe des Herabwürdigens ($ 305 St. G.). Unaus⸗ 
eſprochene Gedanken des Aeußernden können zur ſtrafrechtlichen 
der Aeußerung nicht herangezogen werden 

($ 11 St. G.). 


Der von Anna P. erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde gegen das 
Urtheil des Kreisgerichtes Kolomea vom 2. Jänner 1886, Z. 7594, 
womit dieſelbe des Vergehens gegen die öffentliche Ruhe und Ordnung 
nach dem § 305 St. G. ſchuldig erkannt wurde, ſtattgebend, hat der 
k. k. Caſſationshof mit Entſcheidung vom 10. Mai 1886, 3. 2808, 
die Angeklagte freigeſprochen. — Gründe: 

Der Gerichtshof hat in thatſächlicher Beziehung feſtgeſtellt, daß 
die wegen ſocialiſtiſcher Umtriebe im Verdachte ſtehende Angeklagte 
anläßlich der in ihrem Hauſe durch die Gendarmen Kaſimir B., 
Michael K., Michael G. und den Gemeindepolizeidiener Anton G. 
vorgenommenen Hausdurchſuchung ſich in Gegenwart dieſer Wachorgane, 
alſo vor mehreren Leuten, dahin geäußert habe: „ihr (der Angeklagten) 
Beſtreben ſei auf eine gleiche Gütervertheilung, beziehungsweiſe dahin 
gerichtet, daß das Vermögen der beſitzenden Claſſe, der Reichen, unter 
die Beſitzloſen vertheilt werde“. Ob dieſer Aeußerung, welcher nach der 
Annahme des Gerichtshoſes der Gedanke einer zwangsweiſen und 
unentgeltlichen Enteignung der Reichen, d. i. der Beſitzenden, zu Grunde 
lag, wurde die Angeklagte des in dem $ 305 St. G. normirten 
Vergehens gegen die öffentliche Ruhe und Ordnung, begangen durch 
öffentliche Herabwürdigung der Rechtsbegriffe über das Eigenthum, 
ſchuldig erklärt. 

Wird jedoch erwogen, daß die incriminirte Aeußerung an ſich 
die Herabwürdigung, d. i. die Herabſetzung der Rechtsbegriffe über das 
Eigenthum in Anſehung ihres allgemeinen ethiſchen Werthes, noch 
keineswegs erkennen läßt; wird ferner erwogen, daß der Gedanke, den 
die Angeklagte mit dieſer Aeußerung verbunden haben mochte, welchen 
ſie aber durchaus nicht ausgeſprochen hat, zur ſtrafrechtlichen Beurtheilung 
des Inhaltes dieſer Aeußerung mit Rückſicht auf die Beſtimmung des 
§ 11 St. G. nicht herangezogen werden kann, ſo muß anerkannt 
werden, daß die Schuldigſprechung der Angeklagten auf einer rechts⸗ 
irrthümlichen Anwendung des Geſetzes beruhe, da durch die feſtgeſtellte 
und der Entſcheidung zu Grunde gelegte That die geſetzlichen Delicts⸗ 
merkmale des § 305 St. G. nicht gedeckt erſcheinen. 

Die von der Angeklagteu in dieſer Richtung angebrachte und auf 
den Nichtigkeitsgrund des $ 281, Z. 9, lit. a St. P. O. geſtützte 
Nichtigkeitsbeſchwerde erweiſt ſich demnach als gerechtfertigt, weshalb auch 
in Stattgebung derſelben das obangeführte Urtheil in dem angefochtenen 
Theile als geſetzwidrig aufgehoben und, in der Sache ſelbſt erkennend, 
die Angeklagte von der diesbezüglichen Anklage im Grunde des § 259, 
Abſatz 3 St. P. O. freigeſprochen wurde. 


Beurtheilung 


Zum Begriffe der „öffentlichen Religionsübung“ wird nicht erfor⸗ 

dert, daß dieſelbe innerhalb der dem Gottesdienſte gewidmeten 

Räume ſtattfinde. — Auch unanſtändiges Betragen während des 

Abholens des Verſtorbenen aus dem Sterbehauſe zur Kirche iſt 
nach $ 303 St. G. zu beurtheilen. 


Franz M. wurde mit Urtheil des Wiener Landesgerichtes vom 
1. Juli 1886, 3. 22.766, des im § 303 St. G. bezeichneten Ver⸗ 
gehens, begangen durch unanſtändiges Betragen während einer öffentlichen 
Religionsübung, aus dem Grunde ſchuldig erkannt, weil er bei dem 
von einem Prieſter begleiteten Leichenbegängniſſe ſeines Vaters mit ſeinem 
unter den Leidtragenden befindlichen Bruder in einen heftigen Wort⸗ 
wechſel gerieth und denſelben laut beſchimpfte. In der wider dieſes 
Urtheil überreichten Beſchwerde beſtritt der Angeklagte die Geſetzmäßigkeit 
ſeiner Verurtheilung und führte unter Anderem aus, die Religionsübung 
bei einem Leichenbegängniſſe beſtehe in der kirchlichen Einſegnung; die 
Zuführung der Leiche zur Kirche, auch wenn der Prieſter das Geleite 
gibt, ſei dagegen noch kein Moment des rituellen Actes der Einſegnung, 
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ein in dieſem Zeitpunkte unterlaufendes unanſtändiges Betragen könne 
ſomit dem § 303 St. G. nicht unterſtellt werden. In der Verhandlung 
vor dem Caſſationshofe bekämpfte der Vertreter der Generalprocuratur 
die Beſchwerde, und ſtützte ſich dabei insbeſondere auch auf die Vor⸗ 
ſchriſten, welche das Rituale romanum im Capitel „de exequiis“ 
und namentlich in dem mit „exequiarum ordo“ bezeichneten Abſchnitte 
bezüglich der bei Leichenbegängniſſen zu beobachtenden liturgiſchen Formen 
enthält. Danach hat ſchon das Abholen des Leichnams aus dem Sterbe⸗ 
hauſe durch den ſunctionirenden Prieſter in feierlicher Weiſe zu erfolgen. 


[Sit der Leichnam im Sterbehauſe eingeſegnet worden, jo ordnet fi 
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nach beſtimmter Reihenfolge der Leichenzug und bewegt ſich dann, dem 
vorangetragenen Kreuze folgend, unter Glockengeläute zur Kirche. 
Unmittelbar vor dem Sarge ſchreitet der Pfarrer oder ſein Stellver⸗ 
treter, mit brennender Kerze in der Hand; auf dem ganzen Wege zur 
Kirche werden vom functionirenden Prieſter, vom Clerus und von den 
Sängern beſtimmte Antiphonen und Pſalmen gebetet, bezw. geſungen. 

Der k. k. Caſſationshof hat mit Entſcheidung vom 15. October 
1886, Z. 8980, die Nichtigkeitsbeſchwerde verworfen. Gründe: 
Außer Zweifel ſteht es und wird auch von der Vertheidigung nicht 
beſtritten, daß ein kirchliches Begräbniß zu den öffentlichen Religions⸗ 
übungen zu rechnen ſei. Dieſer Charakter wird dem ganzen Acte ſchon 
durch die Intervention eines Prieſters und durch die Beobachtung kirch⸗ 
licher Feierlichkeiten in einer unverkennbaren Weiſe aufgeprägt. Hieraus 
erhellt, daß die Oertlichkeit, an welcher die kirchliche Handlung verrichtet 
wird, für die Würdigung derſelben völlig unentſcheidend ſei, und daß 
demnach der Verſuch, die Anwendbarkeit des $ 303 St. G. auf den⸗ 
jenigen Theil der kirchlichen Function zu beſchränken, welcher in der 
Kirche vollzogen wird, als ein willkürlicher bezeichnet werden muß. 

Da das unanſtändige, zur Erregung von Aergerniß geeignete 
Auftreten des Angeklagten während einer öffentlichen Religionsübung 
ſtattfand, ſo erſcheinen diejenigen Argumentationen, welche auf die 
Verſchiedenheit der Tragweite der im $ 303 St. G. gebrauchten Worte 
„bei“ und „während“ geſtützt werden und ſich auf die Anwendbarkeit 
dieſer Strafbeſtimmung auf Vorgänge beziehen, die dem Begiune einer 
kirchlichen Function vorausgehen, im vorliegenden Falle völlig bedeutungs⸗ 
los. Die auf § 281, 3. 10 St. P. O. geſtützte Nichtigkeitsbeſchwerde 
mußte demnach verworfen werden. 


Geſetze und Berordnungen. 
1886. II. Semeſter. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für Dalmatien. 


VII. Stück. Ausgeg. am 1. Juli. — 18. Geſetz vom 12. Mai 1886, 
giltig für das Königreich Dalmatien, womit in Ausführung des § 23 des Reichs⸗ 
geſetzes vom 11. Juni 1879 (R. G. Bl. Nr. 93) Beſtimmungen für eine gleich⸗ 
mäßige Vertheilung der Laſt der bleibenden Militär⸗Einquartierung feſtgeſetzt 
werden. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 2. Juli. — 19. Kundmachung der k. k. dalma⸗ 
tiniſchen Statthalterei vom 4. April 1886, 3. 6552 V., betreffend die Ent⸗ 
waffnung der Fraction Radunic, Ortsgemeinde Mut, in dem politiſchen Bezirke 
Spalato. — 20. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 
28. April 1886, Z. 8099, betreffend die Einhebung einer Abgabe von 50 kr. 
von jedem Hektoliter Bier und Wein, dann einer Abgabe von 1 fl. von jedem 
Hektoliter nicht verſüßter gebrannter geiſtiger Flüſſigkeiten und endlich einer 
Abgabe von 1 fl. 50 kr. von jedem Hektoliter verſüßter gebrannter geiſtiger 
Flüſſigkeiten in der Gemeinde Stolivo, und zwar auf die Zeitdauer von ſechs 
Jahren, und betreffend die Einhebung einer Abgabe von 1 fl. von jedem Hekto⸗ 
liter gebrannter geiſtiger Flüffigfeiten und einer Abgabe von 75 kr. von jedem 
Hektoliter Wein in der Fraction Skaljari der Ortsgemeinde Cattaro ebenfalls 
auf die Dauer von ſechs Jahren. — 21. Geſetz vom 3. Mai 1886, giltig für 
das Königreich Dalmatien, mit welchem der $ 15 des Landesgeſetzes vom 
29. December 1871 zur Regelung der Rechtsverhältniſſe des Lehrſtandes an den 
öffentlichen Volksſchulen in Dalmatien (L. G. Bl. Nr. 12, 1872) und der durch 
die Landesgeſetze vom 21. November 1874 (L. G. Bl. Nr. 2, 1875) und vom 
18. November 1880 (L. G. Bl. Nr. 65) abgeänderte § 19 desſelben Geſetzes 
vom 29. December 1871 (L. G. Bl. Nr. 12, 1872) abgeändert werden. 
22. Gefetz vom 4. Mai 1886, wirkſam für das Königreich Dalmatien, mit 
welchem die gegenwärtige politiſche Gemeinde St. Giorgio di Leſina in zwei 
Gemeinden getheilt wird. — 23. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statt⸗ 
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halterei vom 11. Mai 1886, 3. 8710 V, betreffend die Entwaffnung der Ort⸗ 
ſchaften Milesine und Ogorje inferiore, Gemeinde Muc, in dem politiſchen Bezirke 
Spalato. — 24. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 
20. Mai 1886, 8. 9546, betreffend die Einhebung einer Auflage auf die 
Einfuhr von Bier und gebrannten geiſtigen Getränken in der Gemeindefraction 
Spalato. 25. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 
20. Mai 1886, Z. 9580 V, betreffend die Entwaffnung der Ortſchaften Radosie 
ſuperiore und inferiore, Gemeinde Lekevica, in dem politiſchen Bezirke Spalato. 

IX. Stück. Ausgeg. am 15. Juli. — 26. Kundmachung der k. k. dalma⸗ 
tiniſchen Statthalterei vom 25. Mai 1886, Z. 969 Pr., betreffend die Entwaffnung 
der Stadt Tran des Vorortes Bua und der Ortſchaften Seghetto, Zedno, Gemeinde 
Tran, in dem politiſchen Bezirke Spalato. — 27. Kundmachung der k. k. dalma⸗ 
tiniſchen Statthalterei vom 2. Juni 1886, Z. 1051 Pr., betreffend die Ent⸗ 
waffnung der Ortſchaft Danilo Biranj und der Fractionen Goris und NRadonic 
der Gemeinde Sebenico in dem politiſchen Bezirke Sebenico und der Ortſchaft 
Radonie der Gemeinde Dernis in dem politiſchen Bezirke Knin. — 28. Kund⸗ 
machung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 17. Juni 1886, 8. 10.956, 
betreffend die Einhebung ſeitens der Gemeinde Metkovic einer Mauthgebühr auf 
der Narentabrücke bei Metkovic von auswärtigen Gemeinden, nach den vom 
dalmatiniſchen Landtage angenommenen Tarifſätzen. — 29. Kundmachung der 
k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 27. Juni 1886, Z. 12.267, betreffend die 
Einhebung der Auflagen auf die Einfuhr von Bier und von nichtverſüßten und 
verſüßten gebrannten geiſtigen Getränken in der Gemeindefraction Zara der 
gleichnamigen Ortsgemeinde. — 30. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statt⸗ 
halterei vom 5. Juli 1886, Z. 1294 Pr., betreffend die Entwaffnung der Häuſer⸗ 
gruppe Opakic. der Ortſchaft Plavno in dem politiſchen Bezirke Knin. — 31. Kund⸗ 
machung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 5. Juli 1886, 3. 1295 Pr., 
betreffend die Entwaffnung der Fraction von Unter⸗Kricke der Ortſchaft Kricke 
in dem politiſchen Bezirke Knin. 

X. Stück. Ausgeg. am 10. Auguſt. — 32. Kundmachung der k. k. dalma⸗ 
tiniſchen Statthalterei vom 21. Juli 1886, Z. 14.062-II, betreffend die Entwaff⸗ 
nung der Fraction Ober⸗ und Unter⸗Komin der Gemeinde Fortopus in dem 
politiſchen Bezirke Metkovie. — 33. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen 
Statthalterei vom 5. Auguſt 1886, Z. 14.181, betreffend die Abänderung der 
für das Jahr 1886 für die Pflege und den Unterhalt der Kranken im Spitale 
und im Irrenhauſe von Sebenico feſtgeſtellten Taxen. 

XI. Stück. Ausgeg. am 20. Auguſt. — 34. Geſetz vom 2. Mai 1886, 
wirkſam für das Königreich Dalmatien, betreffend die Errichtung von Bezirks⸗ 
genoſſenſchaften der Landwirkhe und eines Landesculturrathes im Königreiche 
Dalmatien. 

XII. Stück. Ausgeg. am 1. September. — 35. Erlaß der k. k. dalma⸗ 
tiniſchen Statthalterei vom 16. Auguſt 1886, Z. 15.786, mit welchem die Cholera⸗ 
inſtruction zur Vertheilung gelangt. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 10. November. — 36. Kundmachung der 
k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 31. Auguſt 1886, Z. 1787 Pr., betreffend 
die Entwaffnung des Dorfes Ervace, Gemeinde Sinj, in dem politiſchen Bezirke 
Sinj. — 37. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 28. October 
1886, 8. 21.619, betreffend die Verpflichtung der in den Jahren 1865, 1866 
und 1867 geborenen Jünglinge zur Selbſtanmeldung bei der Gemeinde wegen 
Einſchreibung in die Stellungsliſten des Jahres 1887. — 38. Kundmachung der 

k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 6. November 1886, Z. 12.514, mit 
welcher das Verzeichniß jener zu Heilzwecken verwendeten Artikel, deren Feilhalten 
und Verkauf auch anderen Geſchäften als Apotheken geſtattet iſt, verlaut⸗ 
bart wird. 

XIV. Stück. Ausgeg, am 31. December. — 39. Geſetz vom 13. December 
1886, wirkſam für das Königreich Dalmatien, womit als Concurrenzſtraße erklärt 
wird die Straße über die „Poljica“ vom Stobree nach Blato in Verbindung 
mit der Straße von Zagvozd über die Skobaljusa und Imoski an die Grenze 
der Herzegowina bei Cvitica⸗moſt. — 40. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen 
Statthalterei vom 30. December 1886, Z. 24.393, über die Durchführung der 
Militärſtellung pro 1887. — 41. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statt⸗ 
halterei vom 29. December 1886, Z. 22.225-V, betreffend die Einhebung eines 
Zuſchlages auf die urſprüngliche Steuer von Gewerbe⸗ und Handelsunterneh⸗ 
mungen zur Beſtreitung der Verwaltungsauslagen der Handels⸗ und Gewerbe⸗ 
kammer in Raguſa. 


Perſonalien. 


| 
Seine Majeftät haben dem Landmarſchall in Galizien Johann Grafen 
Tarnowski, dem Landeshauptmann in Mähren Felix Grafen Vetter von der 
Lilie und dem Sectionschef im Minifterium des Innern Rudolph Freiherrn von 
Breisky die Würde eines geheimen Rathes verliehen. - 
Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterium des Innern 
Johann Ritter von Lidl das Ritterkreuz des Leopold Ordens verliehen 
Seine Majeſtät haben dem Oberforſtrathe und Leiter des forſtlichen 
Verſuchsweſens Ludwig Dimitz den Orden der eiſernen Krone verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Johann Ritter Mießl von 
Zeileißen in Prag den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem bei der Statthalterei in Brünn in Verwendung 
| ſtehenden Bezirkshauptmanne Robert Freiherrn von Hein den Titel und Charakter 
eines Statthaltereirathes verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Zoll⸗Oberamtsverwalter Franz Heiwna 
anläßlich ſeiner Penſionirung den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 
Seine Majeſtät haben den penſionirten Finanzwach⸗Obercommiſſären 
Johann Trojatezek und Peter Noppes das goldene Verdienſtkreuz mit der 
Krone verliehen. 
5 Seine Majeſtät haben dem Hauptſteuereinnehmer Karl Strniſchtie 
in u anläßlich feiner Penſionirung das goldene Verd'enſtkreuz mit der Krone 
verliehen. 

{ Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Ernſt Weiß zum 
Finanzſecretär, ferner die Finanzeommifſäre Adolph Rannicher und Franz 
Wodera zu Finanz⸗Obercommiſſären für den Bereich der Finanz⸗Landesdirection 
in Brünn ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Rechnungsrevidenten Michael Horniſch und 
Joſeph Pranner zu Rechnungsräthen im Finanzminiſterium ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Adolph Schefeik zum 
Hauptſteuereinnehmer der Finanz⸗Landesdirection in Prag ernannt. 


Erledigungen. 


Hilfsarztenſtelle im ſtädt. Verſorgungshauſe in Wien mit 800 fl. und 
Naturalwohnung, bis 31. Auguſt. (Amtsbl Nr. 180.) 

Oberrechnungsrathsſtelle in der ſiebenten Rangsclaſſe bei der mähriſchen 
Statthalterei, bis 10. September. (Amtsbl. Nr. 180.) 

Aſſiſtentenſtelle an der Bergakademie in Pribram mit 600 fl. Jahres⸗ 
beſtallung, bis 25. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 180.) 

Oberingenieursſtellen im Staatsbaudienſte von Böhmen in der achten, 
eventuell Ingenieursſtelle in der neunten und Bauadjunctenſtelle in der zehnten 
Rangsclaſſe, bis 15. September. (Amtsbl. Nr. 182.) ya 


Auszug aus dem Verlags-Catalog 


der 


MANZ’schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- 
Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


b) Separat-Ausgabe der österreichischen Gesetze. 


Weg-, Brücken- und Fährten-Mauthvorschriften, Die, mit Einschluss 
die Bestimmungen über die Einrichtung des Fuhrwerkes, die Verpach- 
tungen, Behandlung der Cautionen, Einhebung der Mauthgebühren in 
Aerarial-Regie und in Sequestration. Von F. J. Schaffer. 3. vermehrte 
und verbesserte Auflage. kl. 8. 1885. (IV, 111 S.) 80 kr. 
Staatsverträge, Die, wegen gegenseitiger Auslieferung von Verbrechern, 
sammt den darauf Bezug habenden Verordnungen. kl. 8. 1885. (IV, 
121 S.) 40 kr. 
. Rechtsnormen, Die, über den Verkehr der k. k. österreichischen 
Gerichte mit auswärtigen Behörden in Civilrechts-Angelegenheiten. 
Zusammengestellt im Auftrage des k. k. österr. Oberlandesgerichts- 
Präsidiums. kl. 8. 1885. (IV, 144 S.) 50 kr. 
Advocaten-Ordnung, Die, vom 6. Juli 1868, sammt dem Disciplinar- 
statute, der Geschäftsordnung der niederösterreichischen Advocatenkammer, 
den Statuten des juridischen Doctorencollegiums und der damit verbun- 
denen Witwen- und Waisensocietät und den den Advocatenstand betreffen- 
den Stiftungen. Herausgegeben auf Veranlassung des Ausschusses der 
niederösterreichischen Advocatenkammer unter Benützung der von dem- 
selben beigestellten ämtlichen Quellen. kl. 8. 1885. (169 S.) 75 kr. 
. Reichsraths- Wahlordnung, Die, vom 2. April 1873, mit Berücksichti- 

gung der durch das Gesetz vom 4 October 1882 getroffenen Abänderun- 

gen derselben. Die Gesetze über die Geschäftsordnung des Reichsrathes 

und über die Behandlung umfangreicher Gesetze im Reichsrathe. Richtig- 

gestellt bis auf die jüngste Zeit kl. 8. 1885. (IV, 59 8.) 30 kr. 
. Gesetze und Verordnungen über das Wasserrecht für Böhmen. Mit 
den einschlägigen Entscheidungen des Reichsgerichtes, des obersten Ge- 
richtshofes, des Verwaltungsgerichtshofes und der Ministerien. Mit einer 
lith. Tafel. kl. 8. 1885. (VI, 150 S) 80 kr. 
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28. 


DEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſaumt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 14 der Erkenntniſſe 1887. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


